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VORWORT

Von 1978 bis 1982 verlor die Region Neckar-Alb insgesamt 79
Textilbetriebe mit 5.512 Beschäftigten. Der Zollernalbkreis war
mit einem Verlust von 45 Betrieben und 2.517 Beschäftigten in
der Textilindustrie am stärksten betroffen. Damals sprach man
von einem Gesundschrumpfungsprozeß. Einige Betriebe seien wohl
noch gefährdet, aber der Rest sei stark, hieß es. Im übrigen
habe die Region ohnehin einen Überhang im Produzierenden
Gewerbe, das starke Wachstum des Dienstleistungsbereichs werde
den Übergang verträglich gestalten.

Die jüngste Wirtschaftskrise aber setzt deutliche Alarmzeichen:

Von 1985 bis 1993 gingen der Region noch einmal 157
Textilbetriebe verloren, im Zollernalbkreis allein 103. Das
Produzierende Gewerbe hatte  im gleichen Zeitraum einen Rückgang
von fast 5.500 Arbeitsplätzen, im Zollernalbkreis allein ca.
3.000. Bei den Arbeitslosenquoten verzeichnet die Region Neckar-
Alb Spitzenwerte der Nachkriegszeit. Das traditionelle Polster,
die Differenz zur Arbeitslosenquote auf Bundesebene, ist teil-
weise bereits aufgebraucht. Die Dienststelle Albstadt des
Arbeitsamts Balingen registriert eine Arbeitslosenquote, die -
wenn auch nur geringfügig - über dem Bundesdurchschnitt liegt.

Diese besorgniserregenden Zahlen waren Anlaß, nach Ursachen und
Wirkungen zu suchen.

Wirtschaftskrisen gab es in der Vergangenheit schon viele, jetzt
aber stellt sich die Frage: Ist die gegenwärtige
Wirtschaftskrise eine der üblichen Konjunkturkrisen oder stehen
wir schon mitten in einer umwälzenden Strukturkrise? Das ist die
Kernfrage, die auch der Anlaß für die Wirtschaftsstudie war.
Angeregt vom Zollernalbkreis, weil dort die Probleme am
deutlichsten sichtbar waren.

Mit dem Begriff "Strukturkrise" sind wir nicht weitergekommen;
er verschleiert die Zusammenhänge.

Wir haben versucht, diesen Begriff problemorientiert
aufzufächern:

− Ist die Strukturkrise ein Problem der Produktion, der
Produktionsverfahren? Produzieren wir zu umständlich, zu
teuer?

− Ist die Strukturkrise ein Problem der Produkte? Sind unsere
Produkte zu alt? Produzieren wir am Markt vorbei?

− Ist die Strukturkrise eine Absatzkrise? Haben wir Märkte
verloren oder es versäumt, neue Märkte zu erschließen?

− Ist die Strukturkrise eine generelle Beschäftigungskrise?
Überrollt uns der Bevölkerungszuwachs? Haben wir zu viele
Menschen für zu wenig Arbeit?

− Ist die Strukturkrise eine Standortkrise? Haben wir schlechte
Karten für den neuen internationalen Wettbewerb im veränderten
Europa? Geht die neue Ost-West-Orientierung der Verkehrswege
an unserer Region vorbei?
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Das sind sozusagen die Probleme, die sich hinter dem Begriff
"Strukturkrise" verbergen; sie bilden das Grundmuster der
Gliederung der Wirtschaftsstudie für die Region Neckar-Alb.

Die Wirtschaftsstudie wurde von der "Arbeitsgruppe Regionale
Wirtschaftsstruktur" beim Regionalverband Neckar-Alb erarbeitet,
die zu diesem Zweck ergänzt wurde durch Vertreter der
Fachhochschule Reutlingen, der Universität Tübingen und der
Universität Hohenheim. Wir danken den Beteiligten für die
konstruktive Zusammenarbeit. Unser Dank gilt auch der Industrie-
und Handelskammer Reutlingen, der Handwerkskammer Reutlingen,
dem Zollernalbkreis und der Kreissparkasse Balingen für die
finanzielle Unterstützung.

Norbert Roth
Verbandsvorsitzender

Dieter Gust
Verbandsdirektor
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3.5 Wohnungsmarkt, Wohnbauflächen

Ein entscheidender Standortfaktor ist die Verfügbarkeit von
Bauflächen und Wohnungen.

Nach München nimmt der Raum Stuttgart zusammen mit Tübingen den
2. Rang in der Skala der Immobilienpreise ein. Dies spiegelt sich
auch im Mietpreisniveau und auf dem Wohnungsmarkt wider.

Seit 1989 wurden im LANDKREIS REUTLINGEN zwar 139,8 ha, im LANDKREIS
TÜBINGEN 167,6 ha und im ZOLLERNALBKREIS 205,9 ha neue Wohnbauflächen
ausgewiesen. Eine allgemeine deutliche Entspannung auf dem
Wohnungsmarkt ist jedoch im Verdichtungsraum Reutlingen/Tübingen
nicht zu erwarten, weil mittelfristig die Nachfrage nach preis-
günstigen Wohnungen und Wohnbauland noch steigen wird. Für die
Region Neckar-Alb wurde 1992 überschlägig ein Fehlbedarf von ca.
60.000 Wohnungen im Zeitraum 1992 bis 2005 ermittelt.

Die Fortsetzung der Wohnungsbauprogramme in funktionalen
Schwerpunkten erscheint deshalb notwendig.

3.6 Wohnwert (kulturelle Einrichtungen, Freizeitinfrastruktur)

Das lokale Kulturangebot gilt als Standortfaktor, der die
Anwerbung von hochqualifizierten Fach- und Führungskräften in
zukunftsorientierte Branchen erleichtert. Außerdem ist Kultur als
Tourismus-, Produktions- und Beschäftigungsfaktor nicht zu
vernachlässigen.

Das reichhaltige kulturelle Angebot in der Region Neckar-Alb
wurde hinreichend beschrieben31.

Hinzu kommt der hohe Freizeitwert, der durch die landschaftliche
Vielfalt der Region (Schwäbische Alb, Neckartal, Schönbuch,
Rammert) und die zahlreichen Freizeit-einrichtungen sowie die
relative Nähe zu Donau, Bodensee, Schwarzwald und den nördlichen
Alpen gegeben ist. Die Angebote ergänzen sich hervorragend.

Als Mangel werden vielfach die stark zersplitterten Aktivitäten
im Fremdenverkehr mit der Folge von Mehrfachinvestitionen in der
Werbung sowie die geringe innerregionale Zusammenarbeit genannt.

3.7 Wirtschaftsförderung

Die Wirtschaftsförderung ist in den Fördergebieten32 der Region
Neckar-Alb auf direktem und indirektem Weg möglich. Eine direkte
Förderung der Betriebe erfolgt durch Zuschüsse und verbilligte
Darlehen. Indirekte Infrastrukturförderung dagegen wird durch die
Städte und Gemeinden betrieben, indem sie Bundes- und
Landesmittel oder verbilligte Darlehen zur Erschließung von
Gewerbe- und Industriegebieten, Reaktivierung von brachliegenden
Industrie- und Gewerbegebieten oder zur Errichtung von
Gründerzentren u.ä. verwenden. Bei der Förderung der
wirtschaftlichen Infrastruktur haben interkommunale Projekte

                      
31 vgl. Standortatlas für die Region Neckar-Alb, 1993
32 vgl. auch Standortatlas für die Region Neckar-Alb, 1993
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sowohl bei der Vergabe der Mittel als auch bei der Höhe des
Fördersatzes eine besondere Priorität.

Im Fördergebiet des Entwicklungsprogramms Ländlicher Raum (ELR)
können insbesondere in ländlich geprägten Orten Maßnahmen zur
umfassenden Verbesserung der strukturellen Situation gefördert
werden.

Ziel des Förderschwerpunkts "Arbeiten" ist die Sicherung bzw.
Schaffung von Arbeitsplätzen in kleinen und mittleren
Unternehmen, vor allem in Verbindung mit weiteren positiven
Aspekten, wie Stärkung des Ortskerns, Entflechtung
unverträglicher Gemengelagen und Reaktivierung von
Gewerbebrachen. Die Höhe des Fördersatzes hängt entscheidend von
der Größe des Unternehmens ab; dieser beträgt bei nicht mehr als
50 Beschäftigten bis zu 15 % und bei nicht mehr als 250
Beschäftigten bis zu 7,5 %. Der Höchstbetrag der Förderung
beziffert sich auf 500.000 DM.

Im Förderschwerpunkt "Grundversorgung" werden Maßnahmen zur
Sicherung der Grundversorgung mit Waren und privaten
Dienstleistungen mit einer Finanzhilfe von maximal 100.000 DM
(maximaler Fördersatz 10 %) gefördert.

Die privatgewerblichen Antragsteller haben die Wahlmöglichkeit
zwischen einem Zuschuß oder einem zinsverbilligten Darlehen.

Außerdem können die Gemeinden im Rahmen des Förderschwerpunkts
"Arbeiten" einen Zuschuß von in der Regel 33 % für die
Reaktivierung von Gewerbebrache, Errichtung von Gewerbehöfen und
für die Erschließung von Gewerbegebieten erhalten.

Die Mittelbereiche Hechingen und Münsingen zählen zur
Gebietskulisse der einzelbetrieblichen Regionalförderung, in der
die Errichtung und Übernahme von Betrieben sowie die
Erweiterungs- und Modernisierungsinvestitionen mit
zinsverbilligten Darlehen gefördert werden können (derzeitiger
Subventionswert maximal 5 %). Gefördert werden können Unternehmen
mit bis zu 250 Beschäftigten und einem Umsatz von maximal
40 Millionen DM oder einer Bilanzsummme von maximal 20 Millionen
DM.

Der Zollernalbkreis ist in besonderem Maße von den mit dem
Strukturwandel in der Textilindustrie verbundenen Problemen
betroffen. Vor diesem Hintergrund können bedeutsame
Investitionsvorhaben, die zur Bewältigung dieser strukturellen
Probleme und einer weiteren und stärkeren Differenzierung der
Branchenstruktur beitragen, gegebenenfalls im gesamten
Zollernalbkreis analog der einzelbetrieblichen Regionalförderung
gefördert werden.

Neben diesen Fördermaßnahmen und der Fremdenverkehrsförderung
gibt es noch Finanzierungshilfen des Landes und des Bundes, die
nicht an bestimmte Fördergebiete gebunden sind. Dazu gehören
u.a.:

Finanzierungshilfen des Landes:

− Existenzgründung und -festigung,
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− Technologieförderung (Entwicklung und Einsatz neuer
Technologien, technologieorientierte Unternehmensgründungen),

− Umweltschutzförderung (Verbesserung der Luft- und
Abwasserreinigung, Energieeinsparungen, Ressourcenschonung),

− Liquiditätshilfeprogramm (Bürgschaften,
Eigenkapitalverbesserung, Beteiligungen),

− Exportförderungsprogramm.

Finanzierungshilfen des Bundes:

− ERP-Programm,

− Förderprogramme der deutschen Ausgleichsbank.

Trotz der Fülle der Fördermöglichkeiten muß davon ausgegangen
werden, daß eine Standortentscheidung über Neuansiedlung nur in
geringem Maße von den Wirtschaftsförderungsmöglichkeiten in einer
Region abhängt. Wirtschaftsförderung ist zu 95 % an der
Bestandsentwicklung orientiert, lediglich 5 % der neuen
Beschäftigten kommen durch von auswärts angesiedelte Unternehmen.
Damit ist das vorrangige Ziel der Wirtschaftsförderung die
Unterstützung der ansässigen Betriebe bei der Bewältigung von
Strukturkrisen und bei großen Investitionsvorhaben sowie eine
allgemeine Optimierung der Standortqualität.

Als Mangel wird die starke Zersplitterung bei der Zuständigkeit
für die Wirt-schaftsförderung gesehen. Es fehlt eine Institution,
die im Sinne einer umfassenden Dienstleistung ansiedlungswilligen
oder erweiterungswilligen Unternehmen den Gang durch die Behörden
abnimmt oder wenigstens erleichtert.
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IV. Fazit

Es liegt in der Natur der Sache, daß eine solche Studie im
wesentlichen nur die Befunde zum Vorschein bringt, die von
Fachleuten in Teilen schon vorher erkennbar waren. Die Studie
liefert insofern keine umwälzenden neuen Ergebnisse, sondern
führt die Erkenntnisse zusammen und belegt sie mit Daten. Für die
Mitglieder der "Arbeitsgruppe Wirtschaft", die diese Studie
erarbeitet haben, war insbesondere die Auswertung der Be-
triebsbefragung aufschlußreich. Sie hält als Ergebnis fest, daß
die Probleme der Betriebe insgesamt betrachtet nicht einseitig an
der jeweiligen Branche festgemacht werden können, sondern
branchenübergreifend ähnlich sind. Als Schlüsselproblem wurde die
Innovationsfähigkeit der Betriebe herausgearbeitet, und es zeigt
sich, daß es in allen Branchen sowohl überdurchschnittlich
anpassungsfähige als auch nicht anpassungsfähige Betriebe gibt.

1. Defizite und Potentiale

1.1 Betriebsbezogene Defizite und Potentiale

1.1.1 Produzierendes Gewerbe

Im Rahmen der empirischen Untersuchungen konnte als zentrale
Ursache bzw. Engpaßfaktor die divergierende und zum Teil niedrige
Anpassungsfähigkeit der Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes in
der Region Neckar-Alb aufgezeigt werden. Die wesentlichen Befunde
sind:

− Ein niedriger Anteil überdurchschnittlich anpassungs- und
neuerungsfähiger Betriebe in den für die Region Neckar-Alb
(insgesamt 33 % der befragten Industriebetriebe) bedeutenden
Branchen Leder/Textil/Bekleidung (37 %), Maschinenbau (38 %),
Elektrotechnik (46 %) und Holz/Papier/Druck (27 %).

− Ein entsprechend hoher Anteil von Betrieben mit erheblichen
Anpassungs- und Innovationsproblemen (insgesamt 34 % der
befragten Industriebetriebe), vor allem in der Textilbranche
(40 %), aber auch im Maschinenbau (25 %), in der
elektrotechnischen Industrie (36 %) und in der Gummi- und
Kunststoffindustrie (33 %).

Letzteres läßt zum einen auf eine geringe Innovationstätigkeit,
zum anderen auf Probleme der betrieblichen Neuerungsfähigkeit
schließen. Gründe hierfür sind Wissens- und
Qualifikationsdefizite als Folge von zu schwach ausgeprägten
Kenntnissen im FuE-Bereich und in den Bereichen Konstruktion und
Design.

Von diesen Problemen sind besonders der ZOLLERNALBKREIS (36,0 % der
befragten Industriebetriebe weisen ein um mindestens 50 %
geringeres "Wachstum" in den letzten fünf Jahren im Vergleich mit
den übrigen Industriebetrieben in Baden-Württemberg auf) und der
LANDKREIS TÜBINGEN (37 % der befragten Industriebetriebe mit
erheblichen Anpassungs- und Neuerungsproblemen) betroffen, in
geringerem Ausmaß der LANDKREIS REUTLINGEN (24 %). Daß diese
Anpassungs- und Neuerungsprobleme nicht vorschnell einseitig an
bestimmten Branchen festgemacht werden können, zeigt das
Nebeneinander von wettbewerbsstarken und -schwachen Betrieben
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sowohl in der häufig als "Verliererbranche" apostrophierten
Textil- und Bekleidungsindustrie als auch in den sog.
"Gewinnerbranchen" Maschinenbau und Elektrotechnik.

Der Strukturwandel ist im Detail nicht prognostizierbar, aber
auch nicht zwangsläufig vorgegeben, sondern gestaltbar. Diese
Gestaltbarkeit muß sich in einer Marktwirtschaft in erster Linie
auf den privaten Unternehmensbereich und nicht so sehr auf die
staatliche Wirtschaftspolitik beziehen. Aufgabe des Staates kann
es jedoch sein, den Unternehmen bei der Anpassung an den
Strukturwandel sowie bei der Gestaltung des Strukturwandels Hilfe
zur Selbsthilfe zu gewähren.

Ziel muß es sein, die Innovationsbereitschaft der Betriebe im
Wege des Wissens- und Technologietransfers zu stärken, ihre
Innovationsfähigkeiten durch entsprechende Qualifikations- und
Beratungsangebote zu fördern und neue Aktionsfelder im Dienstlei-
stungssektor zu eröffnen. Letztere sind notwendig zur
Unterstützung der angesiedelten Industrieunternehmen und zur
Anwerbung weiterer Industrieunternehmen, die bislang in den
verdichteten Räumen operieren. Derartige Dienstleistungsangebote
in den Bereichen der Kredit-, Versicherungs-, Informations-,
Kommunikations- und Beratungswirtschaft haben
Infrastrukturcharakter für sämtliche Wirtschaftsaktivitäten, und
sie müssen durch hohe qualifikatorische Anforderungen geprägt
sein.

Zentrale Aufgabe des Staates ist es, durch Bereitstellen einer
leistungsfähigen Infrastruktur vor allem im Verkehrs-,
Kommunikations-, Innovationsberatungs- und Bildungsbereich alle
Formen von Strukturwandel zu ermöglichen. Marktwirtschaftlich
orientierte Unternehmen werden dann in der Lage sein, die
zukunftsträchtigsten Felder zu finden, und den Arbeitskräften
wird es ermöglicht, durch Wahrnehmung entsprechender Bildungs-
und Umschulungsangebote jene Qualifikationen zu erwerben, die
ihnen den Einstieg in neue Betätigungsfelder eröffnen.

1.1.2 Dienstleistungsbereich

Ein Problem für die Region Neckar-Alb ist die Tatsache, daß
Dienstleistungsbetriebe allgemein und ganz besonders solche, die
unternehmensorientierte Dienstleistungen anbieten, sich in der
Regel in und am Rande von Ballungsgebieten ansiedeln. Die für
diese Dienstleister wichtigen Informations- und Kontaktnetze sind
in solchen Gebieten dichter als im ländlichen Raum.

Betriebe, die produktionsorientierte Dienstleistungen erstellen,
haben einen großen Bedarf an qualifizierten Fachkräften. Diese
legen hohen Wert auf "weiche" Standortfaktoren, wie Wohnqualität
und ausreichenden Wohnraum, ein intaktes und attraktives Umfeld
mit gutem Kultur- und Freizeitangebot, Aus- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten usw.

Weiterhin ist die Kooperation zwischen Wirtschaft, Forschung und
Verwaltung verbesserungsbedürftig. Der Dienstleistungsbereich
kann vom Wissen der Hochschulen in der Region profitieren. Eine
gute Zusammenarbeit mit der Verwaltung ist erforderlich, damit
keine Reibungsverluste auftreten. Für den Dienstleistungs- und
Informationsbereich ist auch eine gute Zusammenarbeit der re-
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gionalen Bildungseinrichtungen untereinander und mit der
Wirtschaft wichtig. Ständige Fortbildung gehört heute zum
Arbeitsalltag. Außerdem müssen die Hochschulen darauf achten, daß
sie ihre Ausbildung und ihre Forschungen näher am Bedarf der
Wirtschaft orientieren.

Im Bereich Umwelttechnik bestehen für die Universität, die in der
Region ansässigen Forschungsinstitute und die FH Reutlingen gute
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit Umweltberatungs- und -
analyseunternehmen. Sowohl durch den gegenseitigen Austausch von
Informationen als auch durch personelle Verflechtung, wie
beispielsweise die Mitarbeit von wissenschaftlichem Personal der
Hochschulen und Institute in diesen Unternehmen, können
Wettbewerbsvorteile geschaffen werden.

Eine gezielte Miteinbeziehung des Dienstleistungssektors bei
Aufbau und "Inbetriebnahme" des Datenhighway wird die
Produktentwicklung im Bereich der Informationsdienste fördern.
Schon jetzt im Anfangsstadium sollten die Betriebe die Wett-
bewerbsvorteile des Datenhighway nutzen. Die Überlebens- und
Expansionschancen der Dienstleistungsunternehmen, die sich
moderner Informationstechniken bedienen, werden dadurch
beträchtlich wachsen.

Trotz ihrer Standortgebundenheit sind die Dienstleistungsbetriebe
bei der Erschließung neuer Märkte gefordert. Auf der einen Seite
eröffnen sich durch Aktivitäten auf internationalen Märkten neue
Kooperationsmöglichkeiten und dadurch der Zugang zu innovativen
Ideen in anderen Staaten. Zum anderen können sich gerade die im
Aufbau befindlichen Dienstleistungsmärkte in den Schwellen- und
Entwicklungsländern für die Zukunft als Wachstumsmärkte mit guten
Chancen für die inländischen Dienstleistungsanbieter erweisen.

In der Touristikbranche ist eine Kooperation, insbesondere in der
Werbung, erforderlich, um höhere Gästezahlen zu erreichen.

1.1.3 Handwerk

Das Handwerk in seiner Vielfalt ist ein stabilisierendes Element
in der Region Neckar-Alb. Dies zeigt sich insbesondere in
konjunkturellen Schwächephasen. Es ist richtig, daß der
handwerkliche Arbeitsmarkt konstant und das Handwerk auf
konjunkturelle Ausschläge abgeschwächt und zeitversetzt reagiert.

Das Handwerk befriedigt zum einen den individuellen Bedarf; das
reicht von der einfachen Reparatur bis zum hochwertigen
Innenausbau, von der "klassischen" Warenproduktion bis zur
komplexen Dienstleistung. Zum anderen ist das Handwerk durch die
Internationalisierung geprägt. Äußere Einflüsse und Veränderungen
sind durch die Europäische Union, den Europäischen
Wirtschaftsraum, die Öffnung der Grenzen nach Osten
gekennzeichnet. Diese Internationalisierung ist eine treibende
Kraft für das Wirtschaftswachstum. Davon ist auch das Handwerk
betroffen.

Darüber hinaus muß sich das Handwerk auch dem
Konzentrationsprozeß stellen. Die durchschnittliche
Beschäftigtenzahl im Handwerk stieg von 1956 mit 3,8
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Beschäftigten auf 9,1 Beschäftigte im Jahr 1991. Der Anteil des
Dienstleistungsangebots im Handwerk steigt unverändert stetig an.

Innovationszyklen werden immer kürzer, die technischen
Anforderungen immer höher. Lasertechnik oder Roboter sind Themen,
mit denen sich auch ein handwerklicher Unternehmer
auseinandersetzen muß. Hier sind sowohl die Beratungs- als auch
die Bildungseinrichtungen der Handwerksorganisationen gefordert.
Entsprechend den Entwicklungen, aber auch Anforderungen und
Wünschen des Marktes muß ein bedarfsgerechter praxisorientierter
Technologietransfer ermöglicht werden.

Der Überalterung der Unternehmen muß durch eine gezielte
Förderung junger Existenzgründer entgegengewirkt werden.

Die organisatorischen Anforderungen an die Betriebe sind
gestiegen. Managementfragen, Mitarbeiterführung, Fragen des
Marketings müssen vom Unternehmer und seinen Führungskräften
beantwortet und im Unternehmen umgesetzt werden. Die integrierte
Auftragsabwicklung, d.h. die Verknüpfung von
betriebswirtschaftlichen und technischen Vorgängen, bedeutet den
Aufbau einer neuen Fertigungsorganisation. Projektbezogenes
Arbeiten, also eigenverantwortliches Handeln der Arbeitnehmer bei
leistungsorientierter Entlohnung, ist erforderlich.

Die Qualitätssicherung ist für jeden Betrieb Voraussetzung, um
bestehen zu können. Firmeneigene Qualitätssicherung ist nicht
mehr ausreichend, vielmehr müssen die Anforderungen der ISO 9000
ff.33 erfüllt werden. Hier benötigen vor allem kleine und
mittlere Betriebe eine besondere Unterstützung bei der
Realisierung und Einführung von Qualitätssicherungs-Systemen.
Gleiches gilt für die Fragen des Öko-Audits34. Dafür bestehen
organisationseigene Spezialberatungs- und
Zertifizierungseinrichtungen sowie darauf abgestimmte
Bildungsangebote.

1.2 Defizite und Potentiale bei der Beschäftigung

Die Analyse der Beschäftigungssituation in der Region Neckar-Alb
ergibt folgende Befunde:

− Die Zunahme des Erwerbspersonenpotentials infolge des
Bevölkerungswachstums erfordert eine erhebliche Steigerung der
Zahl der Beschäftigten. In der Region Neckar-Alb ist nach einer
groben Tendenzberechnung35 mit einem Bedarf an zusätzlichen
Erwerbsmöglichkeiten in der Größenordnung von 50.000 bis 60.000
bis zum Jahr 2005 zu rechnen.

− Weitere Tendenzberechnungen nach Wirtschaftszweigen zeigen, daß
die Zahl der Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe bis zum
Jahr 2005 um 16.000 abnehmen, die Zahl der Beschäftigten im
Dienstleistungsbereich dagegen um 36.000 steigen könnte, wobei

                      
33 Erläuterung der Abkürzungen und Fachbegriffe Seite 99
34 Erläuterung der Abkürzungen und Fachbegriffe Seite 99
35 Die vereinfachte Fortschreibung ist keine Prognose und keine Vorausrechnung

(vgl. auch Fußnote 28, Seite 61).
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auch die Verlagerungen innerhalb des Handwerks berücksichtigt
sind. Der Nettozuwachs würde demnach lediglich ca. 20.000
Beschäftigte betragen.

− Aus den Trendentwicklungen läßt sich demnach keine
befriedigende Lösung der Beschäftigungsproblematik ableiten.

˝
− Die Beschäftigungseffekte durch das Wirtschaftswachstum ver-

sprechen ebenfalls keine befriedigende Lösung der
Beschäftigungsproblematik. Bei einem durchschnittlichen
jährlichen Wirtschaftswachstum von 3,3 % wäre lediglich mit
einer Zahl von ca. 40.000 zusätzlichen Beschäftigten zu
rechnen.

− Die Tendenz des Rückgangs der Zahl der Beschäftigten mit
niedriger Qualifikation auf insgesamt nur noch 10 % würde für
die Region Neckar-Alb den Verlust von 58.000 Arbeitsplätzen bis
zum Jahr 2010 bedeuten. Dies hätte eine weitere Verschärfung
der Beschäftigungsproblematik zur Folge.

− Aufgrund des überdurchschnittlichen Anteils der
Teilzeitbeschäftigung in den schrumpfenden Sektoren Textil und
Bekleidung ist bei einer durchschnittlichen Steigerung der
Teilzeitbeschäftigung in anderen Branchen kaum mit einer
spürbaren Arbeitsmarktentlastung durch Teilzeitarbeitsplätze zu
rechnen.

− Das zukünftige Arbeitsmarktpotential in der wirtschaftsstarken
Region Stuttgart kann unter den gegenwärtigen Bedingungen
lediglich für den Nordraum der Region Neckar-Alb durch
Berufspendler zu einer Entlastung führen.

Kleine und mittlere Betriebe des Handwerks müssen heute mehr denn
je konsequent am Markt orientiert denken und handeln. Oftmals
fehlen allerdings in diesen Unternehmen gegenwärtig noch die
fachlichen Voraussetzungen, um überhaupt Marktbewußtsein zu
vermitteln und die notwendigen Instrumente richtig einzusetzen.
So wird z.B. der Bereich Marketing in den
Meistervorbereitungskursen noch nicht so ausführlich und intensiv
vermittelt, wie es künftig erforderlich sein wird. Außerdem ist
im Handwerk eine bessere Qualifizierung  im Managementbereich
erforderlich - vor allem im Hinblick auf Mitarbeiterführung und
den Einsatz neuer Techniken. Flankierend ist ein schnelles und
unbürokratisches Handeln bei der Bekämpfung illegaler
Beschäftigung geboten.

Daraus resultiert für die drei Landkreise36:

− Der LANDKREIS REUTLINGEN hat mit einer weiteren Abnahme von ca.
7.000 Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe bis zum Jahr 2005
zu rechnen. Er kann jedoch den höchsten Zuwachs an
Beschäftigten im Dienstleistungsbereich (16.000) erwarten. Die
größten Probleme auf dem Arbeitsmarkt werden durch den hohen
Anteil der Beschäftigten ohne Qualifikation (29 %) entstehen.

− Der LANDKREIS TÜBINGEN hat mit der höchsten Zunahme des
Erwerbspersonenpotentials zu rechnen. In der
Beschäftigtenbilanz weist er zwar den höchsten potentiellen

                      
36 Auf die Problematik der vereinfachten Fortschreibung ist erneut hinzuweisen

(vgl. auch Fußnote 28, Seite 61).
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Nettogewinn an Beschäftigten (12.000 bis zum Jahr 2005) auf,
die Beschäftigungsproblematik wird sich aber vor allem bei den
niedrigqualifizierten Arbeitsplätzen im Produzierenden Gewerbe
verschärfen.

− Der ZOLLERNALBKREIS ist von der Arbeitsmarktproblematik am
stärksten betroffen. Für ihn wurde auch im Saldo ein Verlust an
Beschäftigten errechnet (-300 bis zum Jahr 2005). Er hat die
höchste Quote an Beschäftigten ohne Qualifikation (40 %). Er
hat den höchsten Anteil der Beschäftigung im Produzierenden
Gewerbe (65,4 %). Er hat wegen unzureichender
Verkehrserschließung die geringsten Chancen, das Arbeits-
platzdefizit durch Berufspendler in Nachbarregionen
auszugleichen.

1.3 Defizite und Potentiale bei den Standortfaktoren

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur ist den veränderten
Fernverkehrsbeziehungen im "neuen" Europa Rechnung zu tragen. Im
regionalen Rahmen kommt auch den Veränderungen im Raum Stuttgart
eine besondere Bedeutung zu. Die Defizite gewinnen hinsichtlich
dieser Veränderungen einen höheren Stellenwert:

Im Straßenverkehr

− ist die innerregionale Erschließung und die Anbindung der
südlichen Teilräume an das Fernstraßennetz durch die fehlenden
Ausbauabschnitte der B 27, B 28, B 312/313 (B 464), B 463 und
die funktionsgerechte Anbindung des übrigen Straßennetzes an
diese und die bestehenden Fernstraßen (u.a. A 8) notwendig.

Im Güterverkehr

− ist die Beseitigung der mangelhaften Bedienung des
schienengebundenen Güterverkehrs in der Region, insbesondere im
Hinblick auf die Verlademöglichkeiten nach Italien und in den
Südosten Europas, notwendig.

Im Schienenverkehr

− ist die Schließung der Lücke im Schienenfernverkehr durch
Einbeziehung des Oberzentrums Reutlingen/Tübingen in das
InterRegio-Netz und die Anbindung an die Schnellbahntrasse
Stuttgart - Ulm (Wendlinger Kurve) notwendig.

Im ÖPNV

− ist eine streckenbezogene Kooperation mit dem Verkehrsverbund
Stuttgart und eine verstärkte innerregionale Zusammenarbeit
notwendig.

2. Schwerpunkte des regionalen Handlungsbedarfs

2.1 Innovationserfordernisse der Betriebe

Die Analyse der betriebsbezogenen Faktoren hat ergeben, daß nur
solche Betriebe (unabhängig von der zugehörigen Branche)
langfristig die notwendigen Anpassungsprobleme hinsichtlich ihrer
Produktionsverfahren, ihrer Produkte und ihres Absatzes
überwinden können, die verstärkt Innovationspotentiale in ihre
Betriebsstrukturen einbeziehen.
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Solche Innovationspotentiale sind:

− Betriebsinterne oder extern erworbene Forschungs- und
Entwicklungsinitiativen sowohl bezogen auf Produktionsverfahren
als auch auf die Entwicklung neuer Produkte;

− Kooperation mit den Beratungs- und Technologietransferzentren
sowie den Fachhochschulen und den Universitäten;

− Einstellung höher qualifizierter Mitarbeiter oder gezielte
Weiterbildung der Mitarbeiter in den Bereichen Produktion,
Produkte und Marketing (qualifizierte Personalplanung);

− aktive Bemühung um neue Märkte vornehmlich im europäischen
Binnenmarkt, aber auch im Osten Europas, in Südamerika und vor
allem im asiatischen Raum;

− Kooperation bei der Erschließung neuer Märkte durch Teilnahme
an nationalen und internationalen Messen, Nutzung der Angebote
der Gesellschaft für Internationale Wirtschaftliche
Zusammenarbeit (GWZ) Baden-Württemberg.

2.2 Qualifikationserfordernisse der Beschäftigten

Die Analyse der Beschäftigtenstrukturen hat ergeben, daß
langfristig der Arbeitsmarkt für Beschäftigte mit geringer oder
fehlender beruflicher Qualifikation stark abnehmen wird. Davon
ist besonders das Produzierende Gewerbe und darunter wiederum die
Textilindustrie betroffen. In der Folge ergibt sich vor allem für
die weiblichen Beschäftigten in der Textilindustrie ein
Engpaßfaktor auf dem Arbeitsmarkt.

Für die "Beschäftigung" sind daher die folgenden
Schlußfolgerungen zu ziehen:

− Bessere Nutzung der inner- und außerbetrieblichen Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen;

− verstärktes Angebot an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie
Umschulungsmaßnahmen;

− Erhöhung des Anteils von Personen mit qualifiziertem Schul- und
Hochschulabschluß; Förderung der beruflichen Erstausbildung
(Lehrstellen) u.a. durch eine verbesserte Durchlässigkeit der
Bildungswege;

− Förderung des sog. 2. Bildungswegs (Fachhochschule,
Berufsakademie);

− Öffnung der Hochschulen für Handwerker (mit entsprechender
Förderung).

Die Herstellung der Gleichwertigkeit von allgemeiner und
beruflicher Bildung ist eine Grundvoraussetzung für das Handwerk.

Darüber hinaus muß die langfristige Deckung des
Fachkräftebedarfes im Handwerk (qualifizierte Mitarbeiter
gewinnen und halten) oberste Priorität haben. Damit muß die
Sicherung der Ausbildungsbereitschaft und die Steigerung der
Attraktivität der Arbeitsplätze (zukunftssicher,
eigenverantwortlich)  einhergehen und zusätzlich durch gute Aus-
und Weiterbildungsangebote für Fachkräfte flankiert werden.
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Eine marktorientierte Teilzeitoffensive wird vom Handwerk
unterstützt. Angesichts bestehender schwellenwertbezogener
"Kleinbetriebsregelungen" darf dies aber nicht zum Nachteil der
Betriebe gereichen. Teilzeitkräfte dürfen deshalb nicht im vollem
Umfang, sondern nur anteilig berücksichtigt werden. Die
gegenwärtige Rechtslage verhindert in den Klein- und
Mittelbetrieben einen noch stärkeren Einsatz der Teilzeitarbeit.

Angesichts des bevorstehenden Generationswechsels im Handwerk
sind u.a. zur nachhaltigen Sicherung der Beschäftigungsstabilität
in den kleinen und mittleren Unternehmen flankierende steuerliche
Erleichterungen bei Betriebsübergaben sowie besondere
Förderaspekte in dem derzeit von der Bundesregierung geplanten
Gesetz zur Förderung der außerschulischen beruflichen
Aufstiegsfortbildung notwendig, um Anreize zur Betriebsgründung
und zur Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen zu geben.

˝
2.3 Wirtschaftsförderung

˝

˝
Die allgemeine Finanzknappheit auf der Ebene des Bundes und des
Landes Baden-Württemberg erfordert dort eine Konzentration des
Mitteleinsatzes. Es ist abzusehen, daß sich Fördermaßnahmen
zukünftig stärker an dem Grad der Betroffenheit orientieren
werden. Wesentliches Auswahlkriterium wird dabei voraussichtlich
die Zahl der Bürger sein, die von den Maßnahmen erreicht wird.
Ohne Zweifel erhalten dadurch solche Antragsteller ein höheres
Gewicht, die die Unterstützung eines größeren Raumes hinter sich
haben.

Es erscheint deshalb vorteilhaft, das Potential von ca. 660.000
Einwohnern der Region Neckar-Alb in die Strategien einzubinden.
Dazu ist eine enge Zusammenarbeit über Gemeinde- und Kreisgrenzen
hinweg erforderlich.

Zudem ist zu erkennen, daß Fördermaßnahmen (vor allem der EG)
auch an die Existenz von sogenannten "Entwicklungskonzepten"
gebunden sind. Sie werden vielfach als Voraussetzung zur
Förderung aus den verschiedenen Programmen gefordert. Diese
Tendenz wird sich noch verstärken. Mit dem neuen Regionalplan für
die Region Neckar-Alb37 liegt eine aktuelle Grundlage für die
Erstellung solcher teilräumlicher oder sektoraler Entwicklungs-
konzepte vor.

3. Ansätze für Empfehlungen an regionale Akteure

Aus der Analyse der wirtschaftlichen Situation und der
Standortbedingungen geht hervor, daß die Region Neckar-Alb über
eine relativ gute Ausgangslage für die Bewältigung der momentanen
und zukünftigen Probleme verfügt. Es ist notwendig, diese
Potentiale zu bündeln, um Reibungsverluste abzubauen und sie mit
einem stärkeren (politischen) Gewicht zu versehen.

                      
37 Regionalplan Neckar-Alb 1993
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Daraus werden folgende Empfehlungen abgeleitet, die im einzelnen
von den Adressaten zu konkreten Handlungskonzepten ausgestaltet
werden sollten:

3.1 Offensivere Innovations- und Qualifikationsstrategie

Generell wird die Schaffung von weiteren Dienstleistungszentren,
auch von Technolo-giezentren, empfohlen.

Durch die Bündelung und das offensivere Anbieten der Beratungs-
und Technologietransferleistungen in der Region Neckar-Alb soll
den Betrieben ein Anreiz geboten werden, diese Leistungen
verstärkt zu nutzen.

Es wird eine verstärkte Kooperation der Anbieter von
Technologietransfer- und Beratungsleistungen (IHK, HK,
Universitäten, Fachhochschulen, Steinbeis-Stiftung etc.)
vorgeschlagen. Die FuE-Aktivitäten der Institutionen sollten
offensiver dargestellt und angeboten werden (Bringschuld der
Anbieter). Das Beratungsangebot sollte noch stärker an den
regionalen Anforderungen ausgerichtet werden.

Der Schwerpunkt der Beratung könnte auf den folgenden Gebieten
liegen:

− Neue Werkstoffe,
− Umwelttechnik,
− Verkehr/Logistik,
− Telekommunikation/Medientechnik,
− Management (incl. neue Arbeitszeitmodelle),
− Marketing,
− Controlling,
− Existenzgründung und Betriebsnachfolge.

Die Abgleichung zwischen dem Qualifikations- und
Forschungsangebot der Hochschulen und dem Bedarf der regionalen
Wirtschaft sollte durch institutionalisierte Treffen
vorangetrieben werden.

3.2 Aktivere Wirtschaftsförderung

Es wird eine engere Kooperation der Gemeinden, Landkreise,
Kreditinstitute, Kammern und Verbände der Region in einer
regionalen Wirtschaftsfördergesellschaft, die vor allem die
Außenwerbung (Imagewerbung incl. Fremdenverkehrswerbung) bündelt,
andererseits Hilfestellung bei der Erschließung und Vermarktung
größerer regional bedeutsamer Industrie- und Gewerbegebiete
leistet, als notwendig erachtet.

Für den Dienstleistungssektor sind Messen ebenso wichtig wie für
das Produzierende Gewerbe. Sowohl die Möglichkeit einer
regionalen Dienstleistungsmesse als auch die verstärkte
Kooperation bei den bestehenden Messen ist in Betracht zu ziehen.

Zur Bestandspflege und für mögliche Neuansiedlungen von
Gewerbebetrieben sollten in den öffentlichen Verwaltungen
kompetente Ansprechpartner für das Gewerbe bereitgestellt werden.
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Vor allem kleinere und mittlere Betriebe benötigen nationale und
internationale Marktanalysen. Zu diesem Zweck ist die
Zusammenarbeit mit marktorientierten Forschungseinrichtungen
auszubauen. Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten müssen sich
in der Breite umsetzen lassen und Vermarktungshilfen für die
Betriebe vorsehen. Spezifische Forschungs- und
Entwicklungsprogramme für kleinere und mittlere Unternehmen
müßten gefördert werden.

3.3 Offensivere Ausbildungs- und Beschäftigungsstrategie

In allen drei Landkreisen sind verstärkt Anstrengungen notwendig,
die Qualifikation der Beschäftigten zu erhöhen.

Zur Förderung der Beschäftigung sollte eine stärkere Kooperation
zwischen Kommunen, Beschäftigungsinitiativen, Betrieben, Kammern
und der Arbeitsverwaltung auf der Ebene der Arbeitsamtsbezirke
angestrebt werden. Dabei sollte der innerbetrieblichen Aus- und
Weiterbildung (vorausschauende Personalplanung, qualifizierte
Personalentwicklung), der beruflichen Erstausbildung
(Lehrstellen) und der Integration von Langzeitarbeitslosen
Vorrang gegeben werden.
3.4 Aktivere Infrastruktur- und Regionalpolitik

Es wird eine intensivere Kooperation der Kommunen, Landkreise,
Kammern und Verbände vorgeschlagen, um gemeinsam das politische
Gewicht der Region Neckar-Alb gegenüber dem Bund, dem Land Baden-
Württemberg und der neu formierten Region Stuttgart zu stärken.

Geeignete Kooperationsfelder zur Überwindung der Defizite sind

− öffentlicher Personennahverkehr (Verkehrskooperationen,
Verkehrsverbund),

− Straßenverkehr (regionale Prioritäten),

− Schienenpersonenverkehr (Integraler Taktfahrplan) und
Schienengüterverkehr (Logistikkonzeption),

− Kultur und Fremdenverkehr (gebündelte Kultur- und
Fremdenverkehrspolitik,
Organisation gemeinsamer kultureller und sportlicher
Großveranstaltungen).

Als Kooperationsform zu diesen Themen bieten sich
Regionalkonferenzen mit den Entscheidungsträgern in der Region
Neckar-Alb an. Zu einzelnen Kooperationsbereichen sind darüber
hinaus eigene Institutionen (eingetragener Verein, Zweckverband,
GmbH etc.) denkbar.

3.5 Offensivere Entwicklungsplanung

Die Erarbeitung von teilräumlichen oder sektoralen
Entwicklungskonzeptionen bzw. Handlungsprogrammen auf der
Grundlage des neuen Regionalplans Neckar-Alb, die die
Dringlichkeit von überregionalen Maßnahmen des
Infrastrukturausbaus darstellen und die Voraussetzung für
Fördermaßnahmen bilden, wird als notwendig erachtet.
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ERLÄUTERUNG DER FACHBEGRIFFE UND ABKÜRZUNGEN
˝

˝

˝

˝

˝

˝

˝
Arbeitsstätten Als Arbeitsstätte gilt jede örtliche Einheit (ein

Grundstück oder eine abgegrenzte Räumlichkeit), in der
eine oder mehrere Personen unter einheitlicher Leitung
regelmäßig haupt- oder nebenberuflich erwerbstätig
sind.

Arbeitsstätten in der
˝
Land- und
Forstwirtschaft
˝

Arbeitsstätten im Bereich der Land- und
Forstwirtschaft werden erfaßt, sofern sie bei der
Besteuerung als Gewerbebetrieb gelten.
˝

˝

ASEAN
˝

Association of south-east nations (Verband
südasiatischer Staaten); gegründet 1967: Thailand,
Singapur, Indonesien, Malaysia, Philippinen, Brunei

Bruttowertschöpfung
˝

Die Wertschöpfung umfaßt die innerhalb eines
abgegrenzten Wirtschaftsgebiets erbrachte
wirtschaftliche Leistung (Produktionswert abzüglich
Vorleistungen) der einzelnen Wirtschaftsbereiche oder
der Volkswirtschaft insgesamt. Sie wird in den
Kreisberechnungen als Bruttowertschöpfung zu
Marktpreisen und als Bruttowertschöpfung zu
Faktorkosten dargestellt. Die Bruttowertschöpfung zu
Faktorkosten geht aus der Bruttowertschöpfung zu
Marktpreisen durch Addition der Subventionen und
Subtraktionen der Produktionssteuer hervor. Diese
Wertschöpfungsgrößen stehen in der tiefen
Regionalgliederung nur unbereinigt, d.h. vor Abzug der
unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen zur
Verfügung.

Datenhighway Schlagwort für leistungsfähige moderne
Hochgeschwindigkeitscomputernetze, die der
Übermittlung von Informationen in Form von digitalen
Signalen dienen. Es können somit Daten der
unterschiedlichsten Art (z.B. Textdateien, Bild- und
Tondateien etc.) von einem beliebigen angeschlossenen
Anfangspunkt zu einem beliebigen angeschlossenen
Endpunkt übertragen werden. Dem Absender und dem
Empfänger sind dabei jeweils elektronische Adressen
zugewiesen.
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Dienstleistungen
˝

˝

˝

˝

˝

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur werden
Dienstleistungen im allgemeinen charakterisiert als
immaterielle, nicht lagerfähige Güter, deren
Produktion und Verwertung simultan erfolgt. Für den
Erwerb einer Dienstleistung ist in der Regel der
direkte Kontakt zwischen Anbieter und Nachfrager
erforderlich. Deshalb ist für eine
Dienstleistungsunterneh-mung der Standortfaktor
” Kundennähe”  sehr wichtig.

Während unter direkten oder konsumorientierten
Dienstleistungen alle unmittelbar durch den
Letztverbraucher genutzten Dienstleistungen verstanden
werden, stellen indirekte oder produktionsorientierte
Dienstleistungen (auch unternehmensorientierte
Dienstleistungen genannt) Produktionsfaktoren dar. Zu
den produktionsorientierten Dienstleistungen zählt
man  Beratungs- und Finanzdienstleistungen  (wie z.B.
Rechts- und

noch:
˝
Dienstleistungen
˝

Wirtschaftsberatung, Marketing, Kredit- und
Versicherungswesen), Technische Dienstleistungen und
Forschung, Sevicedienstleistungen (wie z.B.
Vermietung, Schreib- und Übersetzungsdienste, Ge-
bäudereinigung, Entsorgung, Arbeitnehmervermittlung
und Messeeinrichtung) und das Transportgewerbe. Bei
den unternehmensorientierten Dienstleistungen kann
zusätzlich noch zwischen den wissensintensiven
Dienstleistungen und den ” Routinetätigkeiten” , zu
denen beispielsweise die Gebäudereinigung oder die
Entsorgung zählt, unterschieden werden.

Bei der Differenzierung in konsumorientierte und
produktionsorientierte Dienstleistungen ist zu
berücksichtigen, daß derselbe Dienstleistungsbetrieb
grundsätzlich in der Lage ist, gleichzeitig beide
Formen von Leistungen zu erbringen. Deshalb ist bei
der Analyse von Daten wie z.B. Beschäftigtenzahlen
oder Bruttowertschöpfung eine Differenzierung zwischen
produktionsorientierten und direkten Dienstleistungen
nur eingeschränkt möglich.

Verwendet man in einer Analyse Zahlen der
Statistischen Landes- und Bundesämter, so stellt sich
das Problem, daß dort in der Regel Betriebe nach dem
Hauptbeteiligtenkonzept erfaßt werden, d.h. sie werden
dem Wirtschaftszweig zugeordnet, in dem sie sich
schwerpunktmäßig betätigen. Diese institutionelle
Betrachtungsweise führt dazu, daß die Beschäftigten
eines Betriebes, der als Sachgüter-Produktionsbetrieb
klassifiziert ist, als Beschäftigte im Produzierenden
Sektor erfaßt werden, ungeachtet der Tatsache, daß
viele der Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe
reine Dienstleistungstätigkeiten ausüben. Dasselbe
gilt auch für die Wertschöpfung, Umsätze, Löhne und
Gehälter usw. im Dienstleistungsbereich. Dort ist
jedoch der Anteil der Beschäftigten, die produzierende
Tätigkeiten ausüben, weit geringer als der Anteil
derer, die im Produzierenden Sektor
Dienstleistungstätigkeiten ausüben. Dadurch wird der
Umfang des tertiären Sektors systematisch unter-
schätzt.

EFTA European Free Trade Association: Island, Norwegen,
Schweden, Schweiz/Liechtenstein, Österreich, Finnland
(Stand 1994)
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Erwerbspersonen
˝

˝

Alle Personen, die entweder Erwerbstätige oder
Erwerbslose sind.
˝

˝
Als Erwerbslose gelten Personen, die nicht in einem
Arbeitsverhältnis stehen, sich aber um eine
Arbeitsstelle bemühen, unabhängig davon, ob sie beim
Arbeitsamt als Arbeitslose gemeldet sind oder nicht.

Als Erwerbstätige gelten Personen, die in einem
Arbeitsverhältnis stehen (einschl. Soldaten und
Mithelfende Familienangehörige) oder selbständig ein
Gewerbe oder eine Landwirtschaft betreiben oder einen
freien Beruf ausüben, unabhängig von der Bedeutung des
Ertrags dieser Tätigkeit für ihren Lebensunterhalt und
ohne Rücksicht auf die von ihnen tatsächlich
geleistete oder vertragsmäßig zu leistende
Arbeitszeit. Auch Auszubildende zählen zu den
Erwerbstätigen; Hausfrauen sowie ehrenamtlich Tätige
gehören nach dem international geltenden
Erwerbskonzept dagegen nicht zu den Erwerbstätigen.

Erwerbsquote Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung.
Die altersspezifische Erwerbsquote gibt den Anteil der
Erwerbspersonen eines bestimmten Alters an der
Gesamtzahl der Personen im betreffenden Alter wieder.

FuE
˝
˝

˝

˝

˝

˝

˝

˝

˝

˝

˝
innovativ
˝

˝

˝

˝

˝

˝

Forschung und Entwicklung:
˝
˝

Systematische, schöpferische Tätigkeit zur Erweiterung
des wissenschaftlichen Kenntnisstandes. Dies schließt
den Begriff der experimentellen Entwicklung mit ein,
also die Auswertung und Anwendung von For-
schungsergebnissen, vor allem technologischer Art, um
zu neuen oder verbesserten Produkten oder Verfahren zu
gelangen. Zur Forschung in diesem Sinne werden weder
Wissensvermittlung noch wissenschaftliche
Servicetätigkeiten gerechnet.

Als innovativ werden die Betriebe bezeichnet, die

− ein bereits im Angebot befindliches Produkt oder
eine Leistung verbessert oder weiterentwickelt
haben,

− Leistungen und Produkte neu ins Angebot aufgenommen
haben,

− völlig neu entwickelte Leistungen oder neue Produkte
in das Angebot aufgenommen haben, für die ein neuer
Markt geschaffen werden mußte.

ISO 9000 Qualitätszertifikat für Betriebe
˝

˝
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Öko-Audit Umweltzertifikat nach EU-Verordnung für Betriebe mit
umweltgerechten Produktionsverfahren. Ziel der Öko-
Audit-Verordnung ist die kontinuierliche Verbesserung
des betrieblichen Umweltschutzes. Unternehmen, die
sich - freiwillig - an der Verordnung beteiligen und
eine Umwelterklärung vorlegen, erhalten bei
festgestellter Verordnungskonformität das Zertifikat
der Europäischen Union.

Produzierendes Gewerbe
˝

Der Wirtschaftsbereich Produzierendes Gewerbe setzt
sich zusammen aus den Wirtschaftsabteilungen
˝
˝

1. Energie, Wasser, Bergbau,
˝

2. dem Verarbeitenden Gewerbe und
3. dem Baugewerbe.

Das Verarbeitende Gewerbe ist wiederum in
Wirtschaftszweige unterteilt, wie z.B. Maschinenbau,
Elektrotechnik, Textilgewerbe, Bekleidungsgewerbe etc.

Steuerkraftsumme
˝

Die Steuerkraftsumme einer Gemeinde ist das
Istaufkommen aus den Realsteuern (Gewerbesteuer und
Grundsteuer) abzüglich der Gewerbesteuerumlage und dem
Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer zuzüglich der
Schlüsselzuweisungen nach dem Finanzausgleichsgesetz,
jeweils des zweitvorangegangenen Jahres.

Stille Reserve Erwerbsfähige Personen, die sich zur Zeit nicht aktiv
um eine Arbeitsstelle bemühen.
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